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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Jugend, Familie und Gesundheit (13. Ausschuß) 


1. zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Kriegsdienstverweigerungs 
Neuordnungsgesetzes 
— Drucksache 10/4489 — 


2. zu dem Entschließungsantrag der Abgeordneten Frau Nickels 
und der Fraktion DIE GRÜNEN 

— Drucksache 10/2738 — 

zur Großen Anfrage der Abgeordneten Frau Nickels 
und der Fraktion DIE GRÜNEN 

— Drucksachen 10/934, 10/1530 — 

Neuregelung des Rechts der Kriegsdienstverweigerung aus Gewissensgründen 
(Durchführungsprobleme) 


3. zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Schierholz, Lange, Mann, Frau 
Wagner und der Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksache 10/4294 — 

Realisierung des Grundrechts der Gewissensfreiheit gegenüber 
den Anforderungen der Allgemeinen Wehrpflicht 


A. Problem 

Zu 1. 

Nach Artikel 6 Abs. 2 Satz 2 des Kriegsdienstverweigerungs- 
Neuordnungsgesetzes (KDVNG) tritt dieses Gesetz am 
30. Juni 1986 außer Kraft. Mit dem Gesetz zur Änderung des 
KDVNG soll die Weitergeltung des KDVNG über diesen Zeit- 
punkt hinaus sichergestellt werden, nachdem die Neurege- 
lung sich bewährt und das Bundesverfassungsgericht in 
seinem Urteil vom 24. April 1985 das Gesetz bestätigt hat. 
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Zu 2. 

Nach Auffassung der Antragsteller hat sich das KDVNG nicht 
bewährt. Durch Verlängerung des Zivildienstes auf 20 Monate 
würden viele junge Leute von der Inanspruchnahme des 
Grundrechts auf Kriegsdienstverweigerung abgeschreckt. Die 
Praktizierung des Prüfungsverfahrens bleibe bedenklich. 

Zu 3. 

Nach Meinung der Antragsteller sollten alle totalen Kriegs- 
dienstverweigerer sofort aus der Bundeswehr entlassen wer- 
den. Alle verurteilten totalen Kriegsdienstverweigerer seien 
zu amnestieren. Das Prüfungsverfahren für Kriegsdienstver- 
weigerer solle durch ein Feststellungsverfahren ersetzt, der 
Ersatzdienst zu einem sozialen Friedensdienst umgestaltet 
werden. Wehr- und Zivildienst seien drastisch zu verkürzen. 


B. Lösung 

Zu 1. 

Verlängerung der Geltungsdauer des KDVNG bis zum 31. De- 
zember 1990. 

Zu 2. 

Ablehnung des Antrags 
Zu 3. 

Ablehnung des Antrags 

Mehrheitsbeschluß im Ausschuß 


C. Alternativen 

keine weiteren Alternativen 


D. Kosten 

keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf der Bundesregierung — Drucksache 10/4489 — unverän- 
dert anzunehmen, 

2. den Entschließungsantrag der Abgeordneten Frau Nickels und der Fraktion 
DIE GRÜNEN — Drucksache 10/2738 — abzulehnen, 

3. den Antrag der Abgeordneten Dr. Schierholz, Lange, Mann, Frau Wagner und 
der Fraktion DIE GRÜNEN — Drucksache 10/4294 — abzulehnen. 

Bonn, den 12. März 1986 

Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 

Dr. Hoffacker Sauer (Stuttgart) Gilges 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Sauer (Stuttgart) und Giiges 


1. 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 114. Sitzung 
am 17. Januar 1985 im Anschluß an die Beratung 
der Großen Anfrage der Abgeordneten Frau Nickels 
und der Fraktion DIE GRÜNEN (Drucksachen 
10/934, 10/1530) den Entschließungsamtrag der Fra- 
gesteller in Drucksache 10/2738 zur alleinigen Bera- 
tung an den Ausschuß für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit überwiesen. Den von der Bundesregierung 
eingebrachten Gesetzentwurf und den weiteren sei- 
tens der Fraktion DIE GRÜNEN vorgelegten An- 
trag in Drucksache 10/4294 hat er in seiner 187. Sit- 
zung am 16. Januar 1986 in erster Lesung beraten. 
Beide Vorlagen wurden zur federführenden Bera- 
tung an den Ausschuß für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit und zur Mitberatung an den Innenaus- 
schuß und den Verteidigungsausschuß überwiesen, 
der Antrag darüber hinaus auch an den Rechtsaus- 
schuß. 

Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
hat zu dem gesamten in den Vorlagen angesproche- 
nen Themenbereich am 29. Januar 1986 eine öffent- 
liche Anhörung durchgeführt. Außer den in diesem 
Ausschußbericht behandelten Vorlagen wurden in 
die Anhörung einbezogen der Bericht der Bundes- 
regierung über Erfahrungen mit der Durchführung 
des KDVNG — Drucksache 10/3936 — und — in- 
haltlich — die Große Anfrage der Abgeordneten 
Lambinus, . . . und der Fraktion der SPD über Er- 
fahrungen mit dem KDVNG (Drucksachen 10/3646 
und 10/4419). In der Anhörung hat der Ausschuß 
Vertreter von Kirchen und Jugendverbänden, der 
Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrts- 
pflege, des Deutschen Bundeswehrverbandes, von 
Organisationen der Kriegsdienstverweigerer bzw. 
der Zivildienstleistenden sowie einer Infostelle „To- 
tale Kriegsdienstverweigerer — Region Süd“ ge- 
hört, ferner den Bundesbeauftragten für den Zivil- 
dienst und Vertreter einiger Ämter, eines Ausschus- 
ses und einer Kammer aus den Bereichen Bundes- 
wehr/Zivildienst sowie schließlich eine Reihe von 
Sachverständigen. Die mündlichen und schriftli- 
chen Beiträge der Teilnehmer sind in die Beratun- 
gen einbezogen worden. Auf das stenographische 
Protokoll Nr. 71 und die als Ausschußdrucksache 
10/169 verteilten schriftlichen Stellungnahmen wird 
Bezug genommen. 

Der Innenausschuß und der Verteidigungsausschuß 
haben in ihren Stellungnahmen mehrheitlich emp- 
fohlen, den Gesetzentwurf der Bundesregierung an- 
zunehmen und den Antrag in Drucksache 10/4294 
abzulehnen; dabei wurde der Antrag jeweils bis auf 
die Antragsteller von allen anderen Fraktionen ab- 
gelehnt 

Der Rechtsausschuß hat ebenfalls empfohlen, den 
Antrag in Drucksache 10/4294 abzulehnen. 


Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
hat die Vorlagen am 19. und 26. Februar 1986 bera- 
ten. Er hat mit der Mehrheit der Stimmen der 
Fraktionen der CDU/CSU und FDP gegen die Stim- 
men der Fraktion der SPD — die Fraktion DIE 
GRÜNEN war bei der Schlußabstimmung nicht ver- 
treten — beschlossen, die unveränderte Annahme 
des Gesetzentwurfs der Bundesregierung zu emp- 
fehlen. Mit gleicher Mehrheit, jedoch bei Stimment- 
haltung der Mitglieder der Fraktion der SPD, hat er 
empfohlen, die Anträge in Drucksache 10/2738 und 
10/4294 abzulehnen. 

2 . 

Ziel des Gesetzentwurfs der Bundesregierung ist es, 
die Fortgeltung des KDNVG über den 30. Juni 1986 
sicherzustellen. Die Bundesregierung hat dazu auf 
ihren gemäß Artikel 6 Abs. 1 KDVNG abgegebenen 
Erfahrungsbericht — Drucksachen 10/3936 — ver- 
wiesen. Dieser Bericht, der in die Ausschußberatun- 
gen einbezogen und vom Ausschuß mehrheitlich zü- 
stimmend zur Kenntnis genommen worden ist (eine 
Berichterstattung an den Deutschen Bundestag 
war nach § 80 Abs. 3 Satz 2 GO entbehrlich), war 
ausdrücklich zu dem Zwecke in Auftrag gegeben 
worden, dem Bundesgesetzgeber die erforderlichen 
Informationen für die von ihm zu treffende Ent- 
scheidung darüber zu geben, ob das KDVNG über 
den 30. Juni 1986 hinaus weiter gelten soll. Die Bun- 
desregierung kommt in dem Bericht zu dem Ergeb- 
nis, daß sich die Neuordnung des Rechts der 
Kriegsdienstverweigerung und des Zivildienstes be- 
währt habe und das KDVNG daher, wie im Gesetz- 
entwurf vorgesehen, unverändert bis zum 30. De- 
zember 1990 fortgelten solle. In ihrer Begründung 
in Drucksache 10/4489 verweist die Bundesregie- 
rung ferner darauf, daß das Bundesverfassungsge- 
richt das Gesetz in seinem Urteil vom 24. April 1985 
bestätigt hat. 

Bei der Beratung im Ausschuß für Jugend, Familie 
und Gesundheit teilten die Mitglieder der Fraktio- 
nen der CDU/CSU und FDP die Beurteilung durch 
die Bundesregierung, daß sich das KDVNG bewährt 
habe. Dies gelte insbesondere für die Neuregelung 
des Antragsverfahrens zur Wehrdienstverweige- 
rung. Das für 85% der Antragsteller, nämlich die 
ungedienten, geltende schriftliche Antragsverfah- 
ren habe sich als sinnvoll und praktikabel erwiesen. 
Über 99% der Antragsteller hätten — auch nach 
dem Ergebnis der Anhörung — keine Schwierigkei- 
ten mit der schriftlichen Begründung ihrer Anträge. 
Nur etwa 0,2 % der Anträge (Stand: Juni 1985) seien 
wegen fehlender Gewissensgründe abgelehnt wor- 
den. Nach ihrem Eindruck werde die Neuordnung 
von den Antragstellern auch weitgehend akzeptiert. 
Schließlich sei mehr Gerechtigkeit erreicht worden, 
weil die Belastung durch Wehr- und Zivildienst 
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nunmehr vergleichbar sei und weil durch Schaffung 
neuer Zivildienstplätze jetzt auch alle Zivildienstlei- 
stenden gezogen werden könnten und auch kurzfri- 
stig gezogen würden. Seitens der Fraktion der FDP 
wurde begrüßt, daß die mit dem Gesetzentwurf vor- 
gesehene Verlängerung der geltenden Regelung bis 
1990 befristet werden solle. Dies gebe Gelegenheit, 
in einigen Bereichen, in denen dies wünschenswert 
erscheine, noch weitere Erfahrungen zu sammeln. 
Die Mitglieder der Koalitionsfraktionen sprachen 
sich nach alledem für die Annahme des Regie- 
rungsentwurfs aus. 

Die Mitglieder der Fraktion der SPD im Ausschuß 
widersprachen der positiven Beurteilung der seit 
dem 1. Januar 1984 geltenden Regelung und bean- 
tragten demgemäß, den Gesetzentwurf der Bundes- 
regierung abzulehnen. Sie machten vor allem gel- 
tend, daß 

— immer noch für 15 bis 20 % der Antragsteller das 
mündliche Antragsverfahren stattfinde, 

— das Nachdienen von Reservisten, die den vollen 
Grundwehrdienst geleistet hätten, um fünf bzw. 
— nach der beabsichtigten Verlängerung des 
Wehrdienstes — um sechs Monate insbesondere 
auch nach vielen Stimmen in der Anhörung un- 
gerechtfertigt sei, 

— es keine stichhaltige Begründung für die im Zi- 
vildienstgesetz vorgesehene Automatik gebe, 
nach der der Zivildienst um ein Drittel länger zu 
sein habe als der Grundwehrdienst, 

— die im Regierungsentwurf erneut vorgesehene 
zeitliche Begrenzung mangels einleuchtender 
anderer Begründung befürchten lassen müsse, 
daß man sich für den Fall ansteigender Verwei- 
gererzahlen eine Verschärfung der geltenden 
Regelung offenhalten wolle. 

Daneben wurde seitens der Fraktion der SPD kriti- 
siert, daß Zivildienstleistende ihren Dienst nicht bei 
Organisationen ableisten könnten, bei denen sie be- 
reits ehrenamtlich tätig gewesen seien, daß der Ein- 
satz von Zivildienstleistenden ungünstige Auswir- 
kungen auf den angespannten Arbeitsmarkt haben 
könne, daß Daten aus mündlichen Verhandlungen 
nicht genügend geschützt würden und daß für die 
mündlichen Prüfungsverfahren Dienststellen aus 
dem Bereich des Bundesministers der Verteidigung 
zuständig seien. 

Die Kritik der Fraktion DIE GRÜNEN am gelten- 
den Recht der Kriegsdienstverweigerung und des 
Zivildienstes ergibt sich bereits aus dem Entschlie- 
ßungsantrag der Fraktion in Drucksache 10/2738. 
Daraus folgte andererseits die Ablehnung des An- 
trags durch die Ausschußmehrheit. Soweit der An- 
trag im übrigen die Situation der sogenannten „To- 


talverweigerer“ anspricht, kann im wesentlichen 
auf die Diskussion des neueren Antrags der Frak- 
tion DIE GRÜNEN in Drucksache 10/4294, der das 
Anliegen aufgreift und konkretisiert, verwiesen 
werden. 

3. 

Nach dem Antrag in Drucksache 10/4294 soll die 
Bundesregierung aufgefordert werden, alle totalen 
Kriegsdienstverweigerer sofort aus der Bundes- 
wehr zu entlassen. Für alle verurteilten totalen 
Kriegsdienstverweigerer sei eine Amnestie vorzu- 
sehen. Das in Ansehung der Totalverweigerer häu- 
fig verletzte verfassungsrechtliche Verbot der Dop- 
pelbestrafung sei strikt zu beachten. Das Prüfungs- 
verfahren für Kriegsdienstverweigerer solle durch 
ein Feststellungsverfahren ersetzt werden, der Er- 
satzdienst zu einem sozialen Friedensdienst umge- 
staltet werden. Wehr- und Zivildienst sollten dra- 
stisch verkürzt werden. 

Die Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU und 
FDP haben die Vorschläge der Fraktion DIE 
GRÜNEN zur Totalverweigerung zurückgewiesen. 
Das Verhalten der Totalverweigerer sei moralisch 
verwerflich und undemokratisch. Es sei nicht zu 
verstehen, wenn junge Leute sich dagegen sträub- 
ten, gemeinnützige Dienste z. B. bei der Pflege be- 
hinderter oder alter Mitbürger zu leisten. Die Total- 
verweigerer diskriminierten mit ihrer Haltung 
nicht nur die wehrpflichtigen Soldaten der Bundes- 
wehr, sondern auch die Zivildienstleistenden, und 
stellten ihr subjektives Rechtsempfinden über das 
von einem demokratischen Parlament gesetzte 
Recht. 

Die Mitglieder der Fraktion der SPD widerspra- 
chen der Auffassung, daß Totalverweigerung mora- 
lisch verwerflich sei; die Betroffenen nähmen für 
ihre Überzeugung große persönliche Belastungen 
auf sich. Andererseits halte die Fraktion der SPD 
den von den totalen Kriegsdienstverweigerern ein- 
geschlagenen Weg für gesellschaftspolitisch ver- 
fehlt. Sie sei nicht bereit, ein solches Verhalten zu 
propagieren. Die Zunahme der Totalverweigerer sei 
u. a. auch darauf zurückzuführen, daß Zivildienstlei- 
stende zunehmend in die Verteidigungsplanung 
einbezogen würden. Davon abgesehen stellten die 
Angebote des §15a des Zivildienstgesetzes keine 
realistische Alternative in Anbetracht der hohen 
Arbeitslosenzahlen in den pflegerischen Berufen 
dar. Deswegen müsse für diese jungen Leute nach 
einer humaneren Lösung gesucht werden. Die ge- 
gen Totalverweigerer verhängten Gefängnisstrafen 
müßten in einem angemesseneren Verhältnis zur 
Dauer des verweigerten Dienstes stehen. Wieder- 
holte Verweigerung dürfe nicht zu einer Doppel- 
bestrafung führen. 


Bonn, den 12. März 1986 


Sauer (Stuttgart) Gilges 

Berichterstatter 
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